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Alte und neue Oberſchleſier 


Es gibtin poleneincoberſchleſiſche Frage, die den Kattowitzer Platz⸗ 
haltern des Warſchauer Zentralismus manch' heimliche Sorge bereitet. Dieſe Frage 
bat fih ganz natürlich aus der Tatſache ergeben, daß der polniſche Nationale 
gedanke in dieſem Lande, das niemals an der politiſchen oder kulturellen Ent⸗ 
wicklung Polens teilgenommen hat, eine Importwaxe iſt, die ihr Daſein nicht einem 
natürlich bedingten Mierleben, ſondern der Propagandaarbeit zugewanderter National⸗ 
polen verdankt. >, Importcharakter ift es im mefentlichen, der die oft krampfhafte 
Ueberſteigerung des Bekenntniſſes zum polniſchen Nationalgedanken erklärt, der ſich mit 
auffälliger Vorliebe materieller „Ueberzeugungsmittel” bedient. Als das Land noch 
zum Deutſchen Reiche gehörte, haben ſich die Träger der nationalpolniſchen Agitation 
(nach ihren eigenen Worten) gezwungen geſehen, febr freigebig mit dem Verſprechen wirt- 
ſchaftlicher Vorteile zu operieren, um überhaupt an die Bevölkerung Oberſchleſiens heran⸗ 
kommen zu können. Dieſe charakteriſtiſche Erſcheinung, daß das Wirtſchaftliche als Vor⸗ 
ſpann des polniſchen Nationalgedankens in Oberſchleſien dient, iſt auch nach dem 
politiſchen Machtwechſel im weſentlichen geblieben. Sie äußert ſich auf vielen Gebieten 
des öffentlichen Lebens, vor allem in der Perſonalpolitik. Es ift eine nicht zu 
beſtreitende Zaffache, daß die gehobenen Poſten in der privaten Wirtſchaft ſowohl wie 
bei den Behörden zum größten Teil und die leitenden Stellungen nahezu reſtlos von 

ugewanderten Polen beſetzt find, während die einheimiſchen 
Oberſchleſier in die unteren Berufspoſitionen zurückgedrängt 
werden. Von polniſcher Seite iſt das gelegentlich damit begründet worden, daß die 
Oberſchleſier angeblich nicht die zur Bekleidung leitender Aemter erforderlichen Fähigkeiten 
beſäßen und daß daher (da ja das Verbleiben der Deutſchen in dieſen Aemtern der 
polniſchen Staatsraiſon widerſpreche) die „beffer geeigneten“ Leute aus dem übrigen 
Polen einſpringen müßten. Es gibt aber noch einen anderen Grund: das politiſche 
Mißtrauen des Nationalpolen gegenüber dem alfeingefeffenen 
Bewohner des oberſchleſiſchen Landes. 

Trotz der Heftigkeit, mit der von den Warſchauer oder Krakauer Polen beſtändig die 
unlösliche völkiſche Gemeinſchaft mit dem vom Deutſchen Reiche losgetrennten Lande 
betont zu werden pflegt, kann man den Polen doch nicht das Zeugnis ausſtellen, daß fie 
die oberſchleſiſche Frage mit der von der Eigenart der Bewohner gebotenen Delikateſſe 
angefaßt haben. Die Neigung der Leute, die öſtlich der Przemsza zu Hauſe ſind, den 
Oberſchleſtern gegenüber den „Herrenſtandpunkt“ herauszukehren, treibt mitunter 
eigenartige literariſche Blüten. Hierzu gehört z. B. ein Aufſatz aus der Feder des be⸗ 
kannten polniſchen Schriftſtellers Ferdinand Goetel, in dem es u. a. heißt: 
„„ . . Der Anblick der Menge, die auf den Straßen der (Kattowitzer) Innenſtadt wogt, 
läßt fih mit nichts Aehalichem in Polen vergleichen. Schöne Menſchen ſieht man nicht 
viele, und von irgendeiner Raſſe kann überhaupt nicht die Rede ſein. Der Knochenbau iſt 
grob, die Geſtalten find unterſetzt und die Geſichter roh, alles in allem ein men ſch⸗ 
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licher Brei, auf den man nicht einmal die Bezeichnung Maffe Großfladtmenfch” 
anwenden kann. Statt der Damen ſieht man auf den Straßen Weiber, ſtatt Kleidern 
Bekleidung; ſtatt Sonnenſchirmen und Handtaſchen ſieht man Markttaſchen, Körbe und 
Kinderwagen. Manchmal taucht in der Maſſe der gewöhnlichen Weiber ſo etwas wie 
eine elegante Dame auf, aber meiſt eine, an der alles ſchief und unordentlich iſt. Die 
Bur ſchen, die ſie begleiten, haben nichts an ſich, was ſie für einen Filmkandidaten geeignet 
erſcheinen ließe. Sie ſind haſtig und aufgeregt wie die Amerikaner, lärmend und heftig. 
Drei Viertel des Jahres laufen ſie ohne Hut herum und im Sommer ſogar ohne Kragen. 
Dafür aber hält niemand in Polen, ausgenommenen vielleicht in einigen Vororten von 
Krakau, in folder Manier die Hände in den Hoſentaſchen, eine Angewohnheit, die 
bekanntlich jeden wohlerzogenen Menſchen in Zorn verſetzen kann ...“ 

Es hat wenig Sinn, ſich mit dem erwähnten polniſchen Schriftſteller darüber zu 
ſtreiten, ob Sonnenſchirme und Lippenſtifte, geölte Haare und Handküſſe die maßgebenden 
Kennzeichen einer kulturellen Ueberlegenheit find. Eines an dieſem polniſchen Werturtell 
über die Oberſchleſier aber verdient feſtgehalten zu werden: Der Auffaß, aus dem die 
vorſtehenden Sätze entnommen ſind, iſt in einem für die polniſchen Mittel⸗ 
ſchulen beſtimmten Lehrbuch enthalten, das in dem Lemberger Verlage Dffo: 
linſki erſchienen und von Balicki und Maykowſki bearbeitet ift. Es feint, daß ſowohl 
die Bearbeiter wie die verantwortlichen Schulbehörden es für notwendig halten, daß den 
Warſchauer und Krakauer Polen ſchon in möglichſt jungen Jahren jener „Herrenſtand⸗ 
punkt“ beigebracht wird, der ſie ſpäter befähigen ſoll, in dem ehemals reichsdeutſchen 
Gebiet als „Kulturmiſſtonare“ Verwendung zu finden — gleich jenem Ingenieur der 
Salvagrube, der vor einiger Zeit den oberſchleſiſchen Arbeitern, die fih über feine gering- 
ſchätzige Behandlung beſchwerten, erklärt hat, daß noch die Zeit kommen werde, wo fe 
(die Öberfchlefier) ihm (dem Polen) aus der Hand freffen würden. 

Was es übrigens mit der „befonderen Eignung“ der Zugewanderten auf fih hat, dafür 
ein Beiſpiel: Der Abgeordnete Sowinſki hat am 28. Januar d. J. im Warſchauer 
Sejm feſtgeſtellt, daß die geſamten Kohlenbergwerke Polens im Jahre 1926 
noch auf eine jährliche Produktionsfähigkeit von 60 Millionen Tonnen geſchätzt worden 
ſeien, daß ihre Produktionsfähigkeit heute aber nur noch auf 45 Millionen Tonnen 
geſchätzt werde, während ſich ihre tatſächliche Lieferung nur noch auf 36 Millionen 
Tanen jährlich belaufe. Helfen könne hier nur ein gründlicher Neuaus bau 
der größtenteils veralteten und abgenutzten Bergwerksanlagen 
durch umfaſſende Inveſtionen. Zur Wiederherſtellung und Moderniſierung 
des polniſchen Kohlenbergbaues ſeien, wie der Abgeordnete Gominffi weiter ausführte, 
etwa 188 Millionen Zloty notwendig, die aber von den Bergwerksgeſellſchaften ſelber 
nicht aufgebracht werden könnten. Der Staat müſſe dem Bergbau das erforderliche 
Kapital alſo wenigſtens zum Teil auf dem Kreditwege beſchaffen. Danach iſt die 
Produktionsfähigkeit des polniſchen (vor allem des oſtober⸗ 
ſchleſiſchen) Bergbaues im Laufe eines Jahrzehnts um 40 v. H. 
geſunken. Man wird zugeben müſſen, daß das alles andere iſt als ein überzeugender 
Beweis für die Führungseignung der zugewanderten Nationalpolen, die ihre Aufgabe 
unter der Leitung Grazynſkis nicht in der Erhaltung und Entwicklung, ſondern in der 
kapitals⸗ und arbeitsmäßigen Entdeutfchung der Induſtrie erblickt haben. Des kraſſen 
Widerſpruches, der zwiſchen dem anmaßenden Auftreten der zugewanderten Polen und 
deren tatſächlicher Leiſtung beſteht, find fich die eingeſeſſenen Bewohner Oſtoberſchleſiens 
ſehr wohl bewußt. 

Es gibt in Oberſchleſien eine bodenſtändige Intelligenz, die ſich zwar als 
polniſch bekennt, aber mit ihrer Kritik an der „kolonialen“ Perſonal⸗ 
politik des herrſchenden Regimes nicht zurückhält. Es iſt eine Gruppe von Ober⸗ 
ſchleſiern, die, unter dem Namen „Kuznica“ bekannt, zwar zahlenmäßig nicht 
ſtark zu ſein ſcheint, aber als eine Vereinigung gebildeter Leute Beachtung verdient. In 
ihrer halbmonatlich erſcheinenden Zeitſchrift (gleichfalls „Kuznica“) vertritt fie die Rechte 
der einheimiſchen oberſchleſiſchen Intelligenz gegenüber dem ſozialen und kulturellen 
Ae und Vormundſchaftsanſpruch der Polen. Sie ſetzt dieſem Anſpruch (mit 

echt) die Tatſache weitgehender Unterſchiede in der Weſensart der Bevölke⸗ 
rung diesſeits und jenfeits der alten Grenze und das oberſchleſiſche Gelbft- 
bewußtſein entgegen, das fih auf eine unbeſtreitbare, der deutſchen Schule zu perz 
dankende, ſoziale, wirtſchaftliche und kulturelle Ueberlegenheit des oberſchleſiſchen Landes 
gegenüber den anderen polniſchen Wojewodſchaften gründet. Die zugewanderten Polen 
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bäften es nicht verſtanden, mit dem einheimifchen Element in Fühlung zu kommen. Ihr zu 
eifriges Bemühen, fih den Alteingeſeſſenen als Lehrmeiſter aufzudrängen, habe wie eine 
Senſe auf den Stein getroffen, und die Nichtberückſichtigung bei der Beſetzung der maf- 
gebenden Poſten und faſt aller Beamtenſtellen, habe die Alteingefeffenen vor den Kopf 

oßen müſſen. So ſei es gekommen, daß ſich die Zugewanderten zu einer 

afte zuſammengeſchloſſen haben, in die ein Außenſtehender, alfo ein Dber- 
ſchleſier, nicht hineinkommen könne, und in der jener beleidigende Hochmut gezüchtet werde, 
der den Oberſchleſier für einen Trinker und einen ungebildeten, anmaßen⸗ 
den und querköpfigen Menſchen hält, der geführt werden müſſe 
und zu nichts anderem fauge als zum Gehorchen. Wenn von den Zuge- 
wanderten das häufige Verſagen von Oberſchleſiern, die an irgendwelche Poſten geſetzt 
worden ſind, feſtgeſtellt worden ſei, ſo habe dieſes Verſagen in der Hauptſache daran 
gelegen, daß die oberſchleſiſchen Amtsanwärter nicht nach ihrer Befähigung, ſondern nach 
ihrer politiſchen Einftellung zum herrſchenden Regime, alfo in der Regel aus den Reihen 
des Aufſtändiſchenverbandes, ausgewählt worden ſeien. Es handele ſich bei der Be⸗ 
kundung der oberſchleſiſchen Sonderart um mehr als einen bloßen 
„Regionalismus“, wie ihn ſchließlich auch der Wojewode Grazynſki als berechtigt 
anzuerkennen bereit ift. Es gebe in Dftoberfchlefien einen „Separatismus“, der 
zwar nicht auf eine Lostrennung von Polen, aber auf die Sicherung gewiſſer Sonder⸗ 
rechte im Rahmen des polniſchen Staates abziele. Es geht hier alſo um die Frage der 
Autonomie. Es iſt nur natürlich, wenn ſich Stimmen erheben, die das Recht der 
Einheimiſchen gegen die Anmaßung der Fremden zu ſchützen verſuchen. Es iſt nicht zu 
leugnen, daß fih das Stimmungsverhältnis zwiſchen den Einheimiſchen und den Zuge- 
wanderten in letzter Zeit merklich zugeſpitzt hat. Es iſt dabei peinlich für Polen, daß 
feine wichtigſten Repräſentanten in Oberſchleſien zu den Zugewanderten zählen. 


Hunger in Gudetendeutſchland 


Was ſich heute in volkspolitiſcher Hinſicht innerhalb des tſchecho⸗ſlowakiſchen Staates 
abſpielt, das 8 nicht mehr, wie es vor dem Kriege einmal der Fall war, ein 
Kampf um die Vorherrſchaft in den „hiſtoriſchen Ländern“, das ift auch nicht mehr, 
wie es in den erſten Jahren nach dem Kriege der Fall zu ſein ſchien, ein Kampf um die 
Wahrung eines größeren oder geringeren Maßes an kulturellen oder poli⸗ 
tiſchen Rechten im Staate, ſondern das iſt ein Kampf um die nackte Exiſtenz 
von 3% Millionen Deutſchen, denen der tſchecho⸗ſlowakiſche Staat nicht bloß das Recht, 
als Deutſche zu leben, ſondern überhaupt zu leben, beſtreitet. Von amtlicher 
tſchechiſcher Seite ift klar und nüchtern feſtgeſtellt worden: „200 000 Erwerbsloſe werden 
auf ihren Arbeitsplatz, den ſie verlaſſen mußten, nicht mehr zurückkehren können“. Wer 
die huſſitiſche Brutalität der Tſchechen kennt, weiß, daß die 200 000 Erwerbsloſen, die 
der feelifchen Zermürbung und der phyſiſchen Vernichtung ausgeſetzt find, © ude ten- 
deutſche ſein werden. Die Erkenntnis dieſer Gefahr hat dem Buche von Kurt 
Vor bach den Titel gegeben: „200 000 Sudetendeutſche zuviel!” Es muß 

leich hinzugefügt werden, daß dieſer Titel den zahlenmäßigen Umfang der völkiſchen 

ataſtrophe, von der das Sudetendeutſchtum bedroht ift, nur teilweiſe umfaßt. 
Denn zu den über 200 000 Erwerbsloſen, die von der amtlichen Statiſtik in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten verzeichnet werden, müſſen nicht nur die Frauen und Kinder, 
ſondern auch die von der Statiſtük nicht aufgezeichneten Erwerbs⸗ 
loſen hinzugezählt werden. Das Buch ift eine Anklage gegen den tſchechi⸗ 

chen Staat, deffen Mittel der Deutfchenverfolgung nur noch mit den Methoden der 
bolſchewiſtiſchen Maſſenliquidierung in Parallele geſtellt werden können. Dieſe Anklage 
wiegt um fo ſchwerer, als fie ſich ausſchließlich auf Veröffentlichungen, die die tſchechiſche 
Preſſezenſur paffiert baben, auf tſchechiſche Statiſtiken und Darftellungen und auf 
amtliche Denkſchriften ſtützt. Aus dem Buche ſeien im Folgenden nur einige Angaben 
über den Kampf gegen die wirtſchaftlichen Lebensgrundlagen des der Gewalk des 
tſchechiſchen Staates ausgelieferten Deutſchtums entnommen. 


Dieſer Kampf begann mit der Errichtung des Staates. Die erſten Schläge waren 
gegen die Kapitalkraft der fudetendeutfhen Wirtſchaft gerichtet. 
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Es wird dem europäiſchen Frieden 
insgeſamt nützen, wenn in der Behandlung 
der Nationalitäten, die als Minderheit in 
fremden Völkern zu leben gezwungen find, 
eine gegenſeitige Rückſicht auf die berechtigte 

Empfindung des nationalen Stolzes und 
Bewußtſeins der Völker genommen wird. 


Dies würde zu einer tiefgreifenden Ent⸗ 
ſpannung zwiſchen den Staaten führen, die 
durch das Schickſal gezwungen find, neben⸗ 
einander zu exiſtieren und deren ſtaatliche 
Grenzen ſich nicht mit den Volksgrenzen 


Deden Adolf Hitler 


—— a a a aa a a N 


Dadurch, daß überraſchend und ſchlagartig die wechſelſeitige Uebertragung von 
Guthaben und Depots zwiſchen der Tſchecho⸗Slowakei und den anderen Nach⸗ 
folgeſtaaten des Habsburgerreiches geſperrt wurde, wurden die ſudetendeutſchen Geld⸗ 
Inftitute ihres Rückhaltes an den Wiener und Budapeſter Großbanken beraubt und damit 
gezwungen, die finanzielle Hilfe tſchechiſcher Banken in Anſpruch zu nehmen. Durch 
die Weigerung der Prager Regierung, die Bezahlung der Kriegslieferungen 
an die alte öſterreichiſche Armee zu übernehmen, wurde die ſudetendeutſche Induſtrie um 
mehrere Milliarden Goldkronen geſchädigt. Verheerend hat auf die Maſſe der ſudeten⸗ 
deutſchen Sparer die Nichteinlöſung der von ihnen gezeichneten 
Kriegsanleihe in einer Geſamthöhe von über 7 Milliarden Kronen gewirkt. Dieſe 
Maßnahmen hatten einen ſchlagartigen Einbruch tſchechiſchen Kapitals in die ſudeten⸗ 
deutſche Wirtſchaft zur Folge. Was damit et war, wurde in der Folgezeit mit 
anderen Mitteln weitergetrieben: Mit der eberſteuerung der ſudeten⸗ 
deutſchen Wirtſchaft werden dieſer fortlaufend ungeheure Beträge entzogen, die 
von der Prager Regierung zur wirtſchaftlichen Entfaltung der tſchechiſchen und ſlowa⸗ 
kiſchen Landesteile eingeſetzt werden. Bei der Verteilung der Produktions⸗ 
Fonfingenfe und der Vergebung öffentlicher Aufträge wird die 
ſudetendeutſche Induſtrie konſequent übergangen. Der Boykott ſudetendeutſcher 
Erzeugniſſe wird pon ſtaatswegen gefördert, der Abſatz tſchechiſcher Erzeugniſſe in den 
ſudetendeutſchen Gebieten aber gleichfalls mit ſtaatlicher Unterſtützung forciert, uff. Um 
die Wirkungen dieſer Politik auf die nationale Beſitzverteilung zu beleuchten, nur ein 
paar Zahlen: 1948 gab es in der Tſchecho⸗Slowakei 8 574 deutsche und 2 144 tſchechiſche 
induſtrielle Betriebe; 1934 war die Zahl der deutſchen Betriebe bereits auf 4 463 gefallen, 
die der tſchechiſchen aber auf 6696 geſtiegen. Der deutſche Anteil an der Zahl der 
induſtriellen Betriebe war alſo in dieſem 16jährigen Zeitraum von 80 auf 40 v. H. 
zurückgegangen, der tſchechiſche von 20 auf 60 v. H. gewachſen. Während im 
tſchechiſchen und ſlowakiſchen Gebiet neue Fabriken entſtehen, 
geht im ſudetendeutſchen Gebiet ein Betrieb nach dem andern zu 
Grunde. Was ein tſchechiſcher Redner bei einer militäriſchen Feier in Poderſam im 
Juli 1923 als das erſtrebenswerte Ziel hingeſtellt hat, iſt inzwiſchen zum großen Teil in 
die Tat umgeſetzt worden: „Solange nicht der letzte Kamin der deutſchen 
Fabriken verſchwindet und das deutſche Kapital nicht in unſeren 
Händen ift, ſolange müffen wir kämpfen ...“ 

Wie beim induſtriellen ſo hat ſich auch beim Bodenbeſitz eine gewaltige nationale 
Beſitzverſchiebung vollzogen, auch hier nicht etwa im Zuge einer natürlichen Entwicklung, 
ſondern durch die Anwendung ſtaatlicher Gewalt. Durch das Bodenbeſchlag⸗ 
nahmegeſetz ift der geſamte Großbeſitz von mehr als 150 Hektar landwirtſchaftlicher 
bezw. von mehr als 250 Hektar land- und forſtwirtſchaftlicher Nutzfläche feinen bisherigen 
Beſitzern unter Bedingungen aberkannt worden, die nahezu einer entſchädigungsloſen 
Enteignung gleichkamen, von tſchechiſcher Seite aber als „die Wiedergutmachung 
eines historischen Unrechts“ hingeſtellt wurden. Die Tatſache, daß der beſchlagnahmte 
Boden nur in ganz geringem Umfange zur Schaffung neuen Bauerntums verwandt 
worden ift, zeigt, daß das Geſetz keine wirtſchaftliche und keine ſoziale, 
ſondern ausſchließlich eine nationalpolitiſche Abſicht verfolgte, 
daß es lediglich darauf ankam, den deutſchen (und magyariſchen) Landbeſitz mit dem 
geringſtmöglichen Koſtenaufwand in die Hände tſchechiſcher Intereſſenten zu bringen. In 
den ſudetendeutſchen Grenzgebieten wurden 750000 Hektar land- 
und forſtwirtſchaftlichen Beſitzes enteignet. Davon iſt nur ein mini⸗ 
maler Bruchteil in den Beſitz ſudetendeutſcher Kleinpächter übergegangen. Alles andere 
Land hat der Staat an fih genommen und an kſchechiſche Koloniſten vergeben, 
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mit denen er das ſudetendeutſche Gebiet feit 1928 planmäßig durchſetzt. Es kommt hinzu, 
daß im Laufe der Jahre mit Unterſtützung ſtaatlicher Mittel in den deutſchen Sprach⸗ 
inſeln und Grenzgebieten auch zahlloſe Bauernhöfe, die ſich gegenüber der ſinnloſen 
Wirtſchafts⸗ und Steuerpolitik der Prager Regierung nicht mehr zu behaupten per- 
mochten, in tſchechiſche Hände gelangt find. Und es beleuchtet die Abſicht, dieſen tſchechi⸗ 
ſchen Einbruch in den bäuerlichen Beſitzſtand gewaltſam vorwärtszutreiben, wenn im 
vergangenen Jahre das Statut eines Bankinſtikutes aufgeſtellt wurde, das, mit dem 
geſetlichen Vorkaufs⸗ und Enteignungsrecht ausgeſtattet, dazu 
beſtimmt ift, zu verhindern, daf d e u t f h e Bewerber beim Verkauf d e u t f h e n Grund- 
befißes zum Zug kommen können. 

Der nationale e iſt nur das Vorſpiel zu der grauſamen Tragödie geweſen, 
die von der Prager Regierung in den ſudetendeutſchen Gebieten agiert wird. Dem 
Beſitzwechſel iſt die RD ah ana vom Arbeitsplatz gefolgt. 
Auch hier ſollen aus der unendlichen Reihe der tſchechiſchen Maßnahmen nur einige 
Beiſpiele angeführt werden: Von 1921 bis 1930 haben die Deutſchen im Gerichtsweſen 
und in der öffentlichen Verwaltung, bei der Poft und bei den Eiſenbahnen, im Unter- 
richtsweſen und beim Militär über 33 000 Arbeitsplätze verloren, die Tſchechen 
dagegen über 39 000 Arbeitsplätze gewonnen. Durch die Bodenreform ſind über 35 000 
Deut ſche, die als Beamte, Angeftellte, Deputanten und ſtändige Arbeiter auf den 
beſchlagnahmten Gütern beſchäftigt waren, aus ihren Arbeitsſtellen hinausgedrängt 
worden. Es ift üblich, daß der privaten Induſtrie ein öffentlicher Auftrag nur 
unter der Bedingung zugeteilt wird, daß als „loyale“ Gegenleiſtung die Entlaſſung 
deutſcher und die Einſtellung tſchechiſcher Arbeitskräfte erfolgt. Es ift bekannt, daß das 
Wo blwollen, welches die Finanzämter den induſtriellen Unternehmungen entgegen⸗ 
Bringen, in dem Maße zu ſteigen pflegt, in dem diefe durch die „Liquidierung“ deutſcher 
Arbeiter und Angeſtellten ihre „ſtaatstreue Geſinnung“ beweiſen. Ulnd man darf nicht 
vergeſſen, daß 87 v. H. der deutſchen Bevölkerung des tſchechiſchen Staates in der durch 
das Staatsverteidigungsgeſetz vom März 1936 geſchaffenen Grenzzone 
wohnen, in der die Militärverwaltung mit diktatoriſcher Machtvollkommenheit über das 
Beſitz⸗, Wohn: und Arbeitsrecht der Einwohner ſchaltet. So wird es verſtändlich, warum 
mehr als die Hälfte aller regiftrierten Arbeitslofen des 
Staates auf die Sudetendentſchen entfallen und warum eine Fonz 
junkturelle Verringerung der Arbeitsloſigkeit zu vier Fünfteln auf die Bezirke mit tſchechi⸗ 
ſcher und nur zu einem Fünftel auf die mit deutſcher Mehrheit entfällt. Es gibt im 
ſudetendeutſchen Gebiet Dutzende induſtriereicher Gemeinden, deren Erwerbstätige zu 50, 
70 und mehr vom Hundert arbeitslos find. Es fei noch vermerkt, daß auch der Teil der 
wire Arbeiterſchaft, der noch Beſchäftigung hat, zum großen Teil in Kur z⸗ 

Es kommt hinzu, daß die hoffnungsloſe Berfto i i 

77 r 1 pfung des Arbeitsmarktes zu einer faſt 
bald Jacen den un der Lödne geführt bat. Ntah dem Bengnis des ffhedk 
ſchen e verdienen zwei Drittel der noch in Arbeit ſtehenden Pflichtverſicherten 
kaum ſo viel, wie zur Erhaltung des Exiſtenzminimums notwendig iſt! Wenn man dann 
aber hört, daß ein Gablonzer Glasarbeiter bei laſtündiger Arbeitszeit in der Woche den 
Gegenwert von höchſtens 3 bis 4 RM. verdient, oder daß im böhmiſch⸗mähriſchen Höhen⸗ 
zuge eine ganze Weberfamilie für die Mühe einer täglichen Arbeitszeit von 14 Stunden 
im Monat nicht mehr als den Gegenwert von 16 RM. erhält, dann muß man zu dem 
Ergebnis gelangen, daß die Feſtſtellung des (ſchechiſchen Innenminiſters, die fih auf das 
Gebiet des ganzen Staates bezieht, für die ſudekenden tſchen Gebiete noch zu 
optimiſtiſch erſcheint. Nicht nur die Arbeitsloſen ſind dem Hunger preisgegeben, es gibt 
Taufende und Zehntauſende von Deutſchen im tſchechiſchen 
Staat, die bei angeſtrengter Arbeit Hunger leiden! Die Zuſtände 
auf dem Arbeitsmarkt und im Lohnweſen der ſudetendeutſchen Gebiete kann man nicht 
anders als chaotiſch bezeichnen. Kurzarbeit und Ueberftunden fteben 
regellos nebeneinander. Die Lohndrückerei der verzweifelten Menſchen zeitigt 
beiſpielsloſe Rekorde, und auf der anderen Seite ſcheint die Rückſichtsloſigkeit, mit der von 
den tſchechiſchen Betriebsleitungen die Kraft der ſudetendeutſchen Arbeiter ausgepumpt 
wird, weder menſchliche noch ſtaatliche Geſetze zu kennen. Es ift nicht übertrieben, was 
ein kſchechiſcher Schriftſteller, der an einer Studienfahrt ins ſudetendeutſche Grenzgebiet 
teilgenommen hat, über feine dortigen Eindrücke ſagt: „Die ſchrecklichen Bilder, die fih 
vor den Augen der Mitglieder unſerer Kommiſſion entrollten, können nicht mehr mit den 
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Worten Not, Elend und Verzweiflung ausgedrückt werden; fie find nichts anderes als 
das erſchütternde Anzeichen einer beginnenden Hungerkata⸗ 
ſtrophe, die ſich in den deutſchen Gebieten auszubreiten beginnt. 
. . . Arbeitslos zu fein, ift hier nicht mehr eine epidemiſche Er- 
ſcheinung, ſondernein natürlicher Zuſtand“. Das für jeden Angehörigen 
eines europäiſchen Volkes Erſchütterndſte aber iſt, daß der tſchechiſche Staat Zehntauſende 
ſudetendeutſcher Menſchen ſelbſt von den dürftigen Hilfsmaßnahmen, die er zu leiſten 
imſtande iſt, ausſchließt, daß er den Mitgliedern deutſchfeindlicher Organiſationen das 
doppelt und dreifach zukommen läßt, was er denen vorenthält, die er als „ſtaats⸗ 
feindliche Elemente“ bezeichnet, daß er ſich hinter demokratiſcher Tarnung 
zum Hunger als einer Waffe des Volkstumskampfes bekennk. 

Es iſt nicht ſchwer, die biologiſchen Folgen einer ſolchen Situation zu 
ermeſſen. Sie machen ſich in den von der Wirtſchaftsnot beſonders ſchwer heimgeſuchten 
ſudetendeutſchen Bezirken, wie z. B. Graslitz, Sternberg, Rumburg, Neudeck, Friedland, 
Freudenthal, Elbogen, Karlsbad, Römerſtadt, Komotau, Mähriſch⸗Schönberg, Böhmiſch⸗ 
Leipa, Braunau, Sur uſw., bereits in erſchreckendem Maße bemerkbar. Die Kinder: 
ſterblichkeit hat Ausmaße erreicht, wie ſie nur die Zeit der Hungerblockade während 
des Weltkrieges gekannt hat. Es gehört in den ſudetendeutſchen Gebieten zu den alltäg⸗ 
lichen Erſcheinungen, daß kinderreiche Familien in denelendeſten Woh⸗ 
nungen hauſen, in Kellern und Speichern, in Eiſenbahnwagen und Erdhöhlen, in 
Bretterbuden und in den Winkeln ſtillgelegter Fabriken, — während ſich, häufig nicht weit 
davon entfernt, moderne Mietskaſernen erheben, die ſchon ſeit Jahren unbewohnt ſtehen, 
da in ihnen die Miete für eine Kleinwohnung nicht ſelten höher als das Monatsein⸗ 
kommen einer ſudetendeutſchen Arbeiterfamilie iſt. Erſchütternd ſind in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten die Berichte über den Geſundheitszuſtand der im ſchul⸗ 
pflichtigen Alter ſtehenden Kinder. In den meiſten deutſchen Bezirken des 
Staates iſt weit über die Hälfte der Volksſchulkinder als unter⸗ 
ernährt feſtgeſtellt worden, in den Bezirken Friedland, Gablonz und Reichenberg z. B. 
mehr als 80 v. H.! Rachitis, Zahnfäule und Skrofuloſe, Drüſenerkrankungen, Nerven: 
ſtörungen und Tuberkuloſe, Naſen⸗ und Rachenwucherungen, Blutarmut und Herz 
ſchwäche, das ſind Erſcheinungen, die in den ſchlimmſten Elendsgebieten einen Großteil 
der heranwachſenden ſudetendeutſchen Jugend mit dauernden körperlichen und damit 
ſchließlich auch ſeeliſchen Gebrechen bedrohen. Daß Baumrinde ins Brot gemiſcht wird, 
daß Katzen und Hunde als „Schlachtvieh“ herhalten müſſen, daß verhungernde Menſchen 
auf den Straßen zuſammenbrechen, das iſt in den ſudetendeutſchen Gebieten eine Erſchei⸗ 
nung, über die die Zeitungen ſich ſchon wie über etwas ganz Selbſtverſtändliches zu 
berichten angewöhnt haben. Es iſt unter ſolchen Umſtänden erklärlich, daß die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete zu den Teilen Europas gehören, die die hö ch ſten Selbſtmord— 
zif fern aufweiſen. Wenn man all' das, was hier nur mit wenigen Strichen angezeigt 
worden iſt, überdenkt, dann kann man ſich nicht mehr darüber wundern, daß innerhalb 
der ſudetendeutſchen Volksgruppe die Zahl der Todesfälle heute bereits 
die Geburtenzahl überſteigt, daß die zahlenmäßige Stärke dieſer Gruppe 
nicht nur relativ, ſondern auch abſolut ſinkt. z 

Es follen noch einmal zwei Aeußerungen, die den Geiſt der tſchechiſchen Politik be⸗ 
leuchten, angeführt werden: „Wir müſſen danach ſtreben“, fo hat im ver⸗ 
gangenen Jahre ein maßgebender tſchechiſcher Sozialpolitiker an eine ſchwediſche 
Aerztin geſchrieben, „einen Teil der Bevölkerung aufrechtzuerhalten, 
während wir andere Teile dem Hungertode preisgeben müſſen“. 
Und ein ffchechifches Regierungsorgan hat vor kurzem einmal triumphierend berechnet, 
daß bei einem Fortdauern der gegenwärtigen Lage im Jahre 1970 in den Grenzen des 
tſchecho⸗ſlowakiſchen Staates nicht mehr 3,5 Millionen, ſondern nur noch 2,8 Millionen 
Deutſche vorhanden und daß bis zu dieſem Zeitpunkt die deutſchen Volksinſeln in Pilſen, 
Budweis, Oſtrau, Olmütz und Mittelmähren vollkommen verſchwunden, die in Iglau, 
Znaim, Troppau und der Slowakei zu bedeutungsloſen Trümmern zuſammengeſunken 
ſein werden. N 

Die Tſchechen ſcheinen fich ihrer Sache ſicher zu fein. Sie ſcheinen aus ihrer, dem 
Gedanken einer europäifchen Gemeinſchaft e Geiſtesverfaſſung heraus die 
ſittlichen Geſetze, die über dem Leben der Völker walten, als nichtexiſtent zu 
betrachten. Sie glauben, einem Zweige des deutſchen Volkes, das ſich ſeit 1000 Jahren 
als der beherrſchende Ordnungsfaktor der europäiſchen Mitte bewährt hat, den Kampf 
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bis zur phyſiſchen Vernichtung anfagen zu dürfen. Sie ſtellen weder die Kräfte, die durch 
dieſen Kampf im Geſamtdeutſchtum ausgelöft werden, noch den Behauptungswillen des 
Sudetendeutſchtums ſelber in Rechnung, das ſich ſchon einmal, vor 500 Jahren, aus einem 
noch tieferen Zuſammenbruche und einer noch furchtbareren Niederlage erhoben und ſich 
neu und befruchtend über ein verwüſtetes Land auszubreiten vermocht hat. Dr. K. 


Danzig vor dem Völkerbund 


Hinſicht, beſtehenden rechtlichen Statut bafiert“. Dieſe Erklärung 
wird nun in dem Bericht der polniſchen Regierung dahin erläutert, „daß der Hohe 
Kommiſſar vom 
Rechtsſtatut vorgeſehen find, dar auf achten muß, daß dadurch keine Be: 
a ſt un g der inneren Verwaltung der Freien Stadt Danzig ent: 
ſteh t“. Weiter beißt es in dem Bericht: Unter den Informationen, die der 
Kommiſſar einzieht, um fidh über die innerpolitifche Lage Danzigs zu orientieren, „ge: 
bührt denen des Senates diejenige Stellung, die deffen Auko⸗ 
ritt als der Regierung der Freien Stadt Danzig entſpricht“. 
Durch dieſe Formeln des Berichtes wird die Forderung der Danziger Regierung, daß 
ſich der Kommiſſar einer von ihr als ſtörend empfundenen Einmiſchung in inner⸗ 
Grur ziger Angelegenheiten, insbeſondere einer Stützung der oppoſitionellen 
Danziger an entbalten bat, grundfäglic, beſtätigt. Ind weiter wird der für die 
Konnniſſar egierung beleidigende Zuſtand beſeitigt, daß ihre Informationen vom 
die Mitteil geringer eingeſchätzt oder gar als weniger glaubwürdig behandelt werden als 
ie Mi 9 ungen anderer Stellen. Im Widerſpruch hierzu hat aber der polniſche Bericht 
wie auch der vom britiſchen Außenminiſter vorgelegte Bericht des für Danzig „zuſtändigen“ 
e ee einerſeits dem Kommiſſar das Recht zuerkannt, fich feine Informationen 
über die Durchführung der Danziger Verfaſſung bei allen Stellen zu holen, die ihm hierzu 
geeignet erſcheinen, und andererſeits der Danziger Regierung die Verpflichtung diktiert, 
die vom Kommiſſar gewünſchten Informationen zu geben. Es iſt offenſichtlich, daß hier 
in mehrfacher Hinſicht nochun ausgeglichene Widerſprüche beſtehen. 
Der Völkerbund iſt auch dieſes Mal ſeiner gewohnten Methode, niemals eine endgültige 
und eindeutige Entſcheidung zu treffen, treu geblieben. Er hat ſich nicht zu dem Entſchluß 
aufzuraffen vermocht, die Angelegenheit ſo zu behandeln, wie es der tatſächlichen Lage 
entſprochen hätte und wie ſie kürzlich auch einmal von der Londoner „Times“ klargelegt 
worden iſt: „Jede Spur einer wirklichen Kontrolle durch den Völkerbund iſt praktiſch ver⸗ 
ſchwunden. Es muß anerkannt werden, daß die Umſtände, unter denen die Völkerbunds⸗ 
kontrolle geſchaffen wurde, aufgehört haben zu epiſtieren, und daß ein neuer Start not- 
wendig iſt. Die Verfaſſung wurde geſchaffen, um die Deutſchen gegen die Polen und 
umgekehrt zu verteidigen. Sie wurde ni cht geſchaffen, um eine Gruppe von Deutſchen 
gegen andere Deutſche zu verteidigen.“ Bei der jetzt getroffenen Regelung, die, wie geſagt, 
nicht frei von Widerſprüchen iſt, iſt die Möglichkeit neuer Konflikte nicht 
vonder Hand zu weiſen. Es wird alles darauf ankommen, wie fih der neue 
Kommiſſar des Völkerbundes zu der Weigerung des Danziger Senates, fih 
in innerpolitiſche Fragen, vor allem in die reſtloſe Niederwerfung der oppoſitionellen 
Parteien, hineinreden zu laſſen, einſtellen wird. Dieſe Weigerung bleibt jedenfalls unver⸗ 
ändert beſtehen. Die Danziger Regierung wird mit den oppoſitionellen Parteifunktionären 
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das tun, was fie im Intereſſe des Staates für notwendig hält, nicht das, was eine 
ſtaats⸗ und volksfremde Stelle zu erlauben geruht. 

Intereſſant ift das Verhalten der polniſchen Regierung bei der Erledi⸗ 
gung des ihr erteilten Auftrages geweſen. Sie hat ſich, wie es ſcheint, von der Unab⸗ 
wendbarkeit der Tatſache überzeugt, daß ſich der Nationalſozialismus wie im 
Reiche ſo auch in Danzig über kurz oder lang im Sinne des von ihm vertretenen 
Totalitätsanſpruches durchſetzen wird, daß die oppoſitionellen Parteifunktionäre alſo 
kein Faktor mehr ſein werden, mit dem ſich Politik machen läßt. Das bedeutet natürlich 
nicht, daß die polniſche Regierung ein Intereſſe daran hat, dieſe Entwicklung zu beſchleu— 
nigen. Denn ein innerlich uneiniges iſt ihr immer noch lieber als ein innerpolitiſch feſt⸗ 
geſchloſſenes Danzig. Je mehr ſich aber die Ausſicht, mit innerdanziger Zwiſtigkeiten 
politiſche Geſchäfte zu machen, vermindert, um ſo größeren Wert legt die polniſche 
Regierung darauf, die wirtſchaftlichen und volkspolitiſchen Rechte 
Polens in der Freien Stadt geſichert oder gar noch erweitert zu 
ſehen. So iſt es kein Wunder, daß die polniſche Regierung auch die Gelegenheit des ihr 
erteilten Auftrages dazu benutzt hat, für Polen etwas zu profitieren, und daß es ihr dabei 
überhaupt weniger auf die Rechte des Völkerbundes angekommen iſt als auf die 
polniſchen Rechte. Die Rechte des Völkerbundes haben für ſie im Grunde nur inſofern 
Intereſſe, als ſie geeignet ſind, die für Polen unerwünſchte Eigenbeweglichkeit der Freien 
Stadt zu beſchränken, vor allem inſofern, als die „Garantie“ der Danziger Verfaſſung 
durch den Völkerbund ein Hindernis für die immer gefürchtete Rückkehr Danzigs zum 
Reich ift. Bezüglich des Verhältniſſes zwiſchen Danzig und Polen haben die Berhand- 
lungen, die ſich an ſich ja nur auf das Verhältnis Danzigs zum Völkerbund beziehen 
ſollten, zu einer Vereinbarung geführt, in der im weſentlichen die beiderſeitige 
Achtung der vertraglichen Verpflichtungen (über die allerdings zum 
Teil weitgehende Meinungsverſchiedenheiten beſtehen) erneut zum Ausdruck gebracht 
worden ift. Der Danziger Senat hat noch einmal feine Bereitwilligkeit betont, „al le 
vertraglichen Rechte Polens politiſcher und wirtſchaftlicher Art 
zu achten und insbeſondere bei der Danziger Geſetzgebung ſowie bei der Handhabung 
dieſer Geſetze durch Danziger Verwaltungs- und Gerichtsbehörden die polniſchen Rechte 
nicht anzutaſten“. Weiter iſt von Seiten des Senates zugeſagt worden, zu prüfen, 
„ob er weitere Mittel und Wege finden kann, um den Schutz der 
Intereſſen der polniſchen Bevölkerung und der polniſchen Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe im Gebiete der Freien Stadt Danzig zu ſichern“. 
Für den Fall, daß Meinungsverfchiedenheiten auftauchen ſollten, ift von Seiten des 
Senates die Bereitſchaft zu Verhandlungen zugeſagt worden. Die polniſche 
Regierung hat ihrerſeits erklärt, die ſich aus dem Statut der Freien Stadt und den 
Verträgen ergebenden wirtſchaftlichen und rechtlichen Beziehungen achten und nicht an⸗ 
taſten zu wollen. Wenn Polen aus dieſer Vereinbarung etwa die Zuſage einer Erweite⸗ 
rung der polniſchen Rechte ableiten ſollte, ſo könnte das für die nachbarliche Geſtaltung 
ſeines Verhältniſſes zu Danzig nicht förderlich ſein. 


Eine trübe Bilanz 


Bei der Beratung des polniſchen Staatshaushaltes im Sejm ſind 
einige intereſſante Fragen zur Sprache gekommen. Die Berichterſtatter haben ſich bei der 
Darlegung offenſichtlicher Mißſtände im allgemeinen ziemlich freimütig geäußert. So iſt 
das Geſamtbild, das die Ausſprache über die Haushalte des Sozial-, Kultus-, Ber- 
kehrs⸗ und Juſtizminiſteriums ergeben hat, ziemlich trüb ausgefallen. 

* 


Der natürliche Bevölkerungszuwachs in Polen geht ſtändig 
zurück; er iſt von 1930 bis 1935 von 17,0 auf 12,1 v. T. geſunken. Der allge⸗ 
meine Geſundheitszuſtand iſt ſchlecht. In den Oſtwojewodſchaften ſterben 
20 v. H. der Säuglinge im erſten Lebensjahr. Das Fehlen jeder ſachkundigen 
Geburtshilfe in weiten Gebieten des Staates richtet jährlich viele Tauſende von 
Frauen zugrunde. Allein an Schwind f u h ſterben in Polen alljährlich etwa 70 000 
Menſchen; die Zahl der Schwindſuchtkranken beträgt etwa 1 Million. Der Grund ift 
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in den ſchlechten Wohnverhältni ſſen breiter Bevölkerungsſchichten zu ſuchen. 
Die Zahl der Syphiliskranken ſteigt ſtändig; in der Stadt Poſen z. B. iſt ſie in 
den letzten zwei Jahren von 1 293 auf 2 084 geſtiegen. Als beunruhigend muß die Zu- 
nahme dieſer eminent volksſchädigenden Krankheit vor allem unter der Landbevölkerung 
bezeichnet werden. Der Anteil der für den Militärdienſt untauglichen Perſonen iſt 
außerordentlich hoch. 8,9 v. H. der Gemuſterten iſt lungenkrank, 4,6 v. H. leiden an der 
ägyptiſchen Augenkrankheit, 17,7 v. H. find körperlich nicht genügend entwickelt. Das 
weiteſtverbreitete Lebel ift der ſchlechte Zuſtand der Zähne. In manchen Kreiſen müſſen 
400 v. H. der Gemuſterten als dienſtuntauglich zurückgeſtellt werden. Mehr als drei 
Fünftel aller in Polen vorhandenen Aerzte praktizieren in den 28 größeren Städten 
des Staates. Auf dem Lande entfallen auf je 10 000 Menſchen im Durchſchnitt nur 
etwas über 3 Aerzte (in der Schweiz 106). In zwei Fünfteln aller Kreiſe des Staates 
kommt auf je 100 Quadratkilometer noch nicht einmal ein Arzt! 
* 


Von den verſicherten Erwerbstätigen Polens verdienen 60 v. H. weniger als 
200 Zloty und 43 v. H. weniger als 100 Zloty im Monat! In der Schwer- und Mittel- 
induſtrie haben im Auguſt 1935 über 11 v. H. der Beſchäftigten weniger als 10 Zloty 
in der Woche verdient! Wenn man die Geſamtſumme der Löhne, die im Jahre 1928 zur 
Auszahlung gelangten, zugrunde legt, ergibt fich bereits bis zum Jahre 1935 ein N ü d- 
gang der Geſamtlohnſumme um 54 v. H. Seitdem iſt die Lohnhöhe noch 
weiter geſunken. Etwa zwei Millionen landwirtſchaftlicher Betriebe umfaſſen weniger als 
5 Hektar, eine Million weniger als 2 Hektar Fläche. Von 22 Millionen 

enſchen, die in der Landwirtſchaft beſchäftigt ſind, ſind 
9 Millionen im Grunde als unbeſchäftigt zu bezeichnen. Die Zahl 
dieſer überflüffigen Kräfte vermehrt fid) in jedem Jahre um etwa 300 000. Das ſtaat⸗ 
liche Winterhilfswerk hat nicht funktioniert. Die Landwirtſchaft hat die dem 
Hilfswerk verſprochenen Lebensmittel nur teilweiſe geliefert. Von den zugefagfen 100 000 
Tonnen Kartoffeln ſind tatſächlich nur 29 000 Tonnen, von den verſprochenen 40 000 
Tonnen Roggen fogar nur 3 000 Tonnen dem Hilfswerk zugeſtellt worden. 

* 


3 Die Zahl der kriminellen Vergehen und Verbrechen hat im 
Gefen 1927 etma 37000 betragen, im Jahre 1935 aber 445000. Die 
biel 1 ſin WMagenwärtig mit etwa 60 000 1 belegt; das ſind doppelt ſo 
die ee ben areh, Diefe Buftände zwingen, die Errichtung neuer Gefängniſſe und 
den Gefängniffen verlrtatte hene in Angriff zu nehmen. Die hgienifchen uftände in 
Hauptſache verurf 8 paa ſchärfſte Kritik. Die Zunahme der Kriminalität wird in der 
Agenten und den iht > die erhöhte umſtürzleriſche Tätigkeit fremder 
5 f entlichen Mo er: ſchweren Wirtſchaftsnot hervorgerufenen Verfall der 

er eotektionstviet aral. „Diebſtahl öffentlicher Gelder, Beſtechungen, Nachläſſigkeit 
e irtſchaft — das find die Namen der Krankheiten, die den jungen 
Organismus unſerer Staatlichkeit zerſetzen.“ .. „Wir wollen nicht, wie der Vogel 
5 den ae] in = Sand ſtecken, ſondern offen zugeben, daß der Die bſtahl 
ba e 51 1 erſchreckende Ausmaße angenommen 
miniſt e e d es richterlichen Nachwuchſes führte der Juſttz⸗ 
Die En u. a. aus: „Von en 2 000 Gerichtsapplikanten beziehen kaum 10 v. H. Gehalt. 
9 eren befinden fich oft in einer verzweifelten wirtſchaftlichen Lage. Ich kenne Fälle, 
in denen ſich ein Gerichtsapplikant von einem monatlichen Gehalt von 20 Zloty ernähren 
mußte. Ich kenne viele Fälle, in denen ſich der Applikant ſeinen Lebensunterhalt als 
ungelernfer Arbeiter verdienen mußte. Ich kenne einen Fall, wo der Applikant im Winkel 
einer e wohnte und nicht einmal ein eigenes Bett beſaß. Ich kennen einen 
1 0 F im Gerichtsſaal während der Verhandlung vor Hunger ohn⸗ 

* 

Ausführlich wurde bei der Beratung des Haushaltes des Kultusminiſteriums über die 
kataſtrophale Lage des Schulwesens in Polen geſprochen. Die Volks⸗ 
ſchulen werden zur Zeit von insgeſamt 5 Millionen Kindern beſucht. Zu ihrer Unter: 
richtung wären normalerweiſe mindeſtens 100 000 Lehrkräfte nötig. Tatſächlich 
ſind jedoch nur 70 000 beſchäftigt. Verheerend ſind die Zuſtände hinſichtlich der 
Schulgebäude für den Volksſchulunterricht; es fehlen zur Zeit rund 45 000 
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Unterrichtsräume. Dieſe Mängel hofft man in einem Zeitraum von 
18 Jahren beheben zu können. Doch hat bisher wegen Mangels an Mitteln noch in 
keinem Jahre das vorgeſehene Bauprogramm durchgeführt werden können. Etwa 
800 000 Kinder haben im vergangenen Jahre überhaupt keine Schule beſucht. Die Lage 
im Mittelſchulweſen und an den Univerſitäten iſt nicht viel beffer. Die 
Laboratorien der Warſchauer Univerfität befinden fih in einem ſolchen Zuſtand, daß die 
dort arbeitenden Studenten des öfteren Vergiftungen ausgeſetzt ſind. Die Räume des 
Inſtituts für ärztliche Chemie in Krakau ſind ſo feucht, daß darunter die chemiſchen 
Arbeiten leiden. Ein Teil der Nationalbücherei in Warſchau iſt durch Feuchtigkeit von 
der Vernichtung bedroht. Die Gebäude des Warſchauer Staatsarchivs befinden ſich in 
einem derartigen Zuſtand, daß fie wegen Einſturzgefahr vor kurzem feilmeife geräumt 
werden mußten. Von den 824 Lehrſtühlen an den Einierfifäten und Hochſchulen find zur 
Zeit nicht weniger als 143 unbeſetzt. Der Lehrbetrieb wird fortgeſetzt durch die anfi- 
ſemitiſchen Kundgebungen der nationalen Studenten geſtört. „Es muß“, 
ſo ſagte der Miniſter hierzu u. a., „mit Bedauern feſtgeſtellt werden, daß ein großer 
Teil des Volkes mit der demonſtrierenden Jugend ſympathiſiert.“ 

In dieſem Zuſammenhang ſeien einige Mitteilungen über die ſittlichen Zu⸗ 
ſtände unter der polniſchen Schuljugend erwähnt, die kürzlich im Amts⸗ 
blatt des Krakauer Schulkuratoriums mitgeteilt worden ſind: Schwere Schlägereien, bös⸗ 
willige Beſchädigung von Büchern und Heften ſowie Drangſalierung der Schwächeren 
ſeien alltägliche Erſcheinungen unter den Schülern. Aber ebenſo alltäglich ſeien 
Diebſtähle, erbrechen gegen das keimende Leben und Ge: 
ſchlechtskrankheiten. Im Krakauer Schulbezirk (ohne die Stadt Krakau) feien 
im vergangenen Jahre 90 Fälle von Schwangerſchaftsunterbrechung bei 14 bis 18jährigen 
Schülerinnen, bei etwa 200 Schülern und Schülerinnen Geſchlechtskrankheiten und 
hunderte von Diebſtählen, an denen ſchulpflichtige Jugendliche beteiligt geweſen ſind, 
feſtgeſtellt worden! 
* 

Der Zuſtand des polniſchen Verkehrsweſens ift wenig erfreulich. Für den 
a werden in Polen auf den Kopf der Bevölkerung jährlich 6 Zloty, in den 

ereinigten Staaten 1 000 Zloty verausgabt. Unter 144 Millionen Fahrgäſten eines Jahres 
hat es 126 Millionen gegeben, die mit ermäßigten, und nur 16 Millionen, die mit 
normalen Fahrkarten fuhren. Die Zahl der Eiſenbahnangeſtellten iſt in Polen im Ver⸗ 
hältnis zur Länge des Eiſenbahnnetzes die größte der Welt. Von den drei Grund⸗ 
bedingungen der Motoriſierung: gute Wege, billiger Brennſtoff und billiges Auto, 
ift in Polen auch nicht eine vorhanden. In den Vereinigten Staaten entfällt auf je 
5,2 Einwohner, in Polen erft auf je 1 284 Einwohner ein Auto. Hinſichtlich der Motori- 
ſierung ſteht Polen unter den ziviliſierten Staaten der Erde an einer der letzten Stellen. 

* 


Der Peſſimismus, zu dem dieſe offen zutagetretenden Gebrechen des polniſchen Volks⸗ 
und Sozialkörpers berechtigen, macht ſich trotz der franzöſiſchen Kredite auch auf mili⸗ 
täriſchem Gebiete bemerkbar. Nicht daß die polniſche Heeresleitung den Mut ſinken 
ließe. Davon iſt nicht die Rede. Aber ſie iſt ſich der menſchlichen und vor allem der 
materiellen Grenzen der polniſchen Rüſtungsmöglichkeiten bewußt. Und fie fordert daher 
mit Nachdruck, daß alles, was in Polen geſchieht, unter dem Geſichtspunkt der Hebung der 
militäriſchen Schlagkraft angefaßt und alles, was dieſem Zweck nicht dient, zurückgeſtellt 
wird. Dabei weiß fie, daß Polen auch bei Heranziehung fremder Finanzhilfe nicht 
in der Lage fein wird, feine militäriſche Rüſtung auf den Stand 
feiner Nachbarn zu bringen. Sie ift aber davon überzeugt, daß diefe durch die 
wirtſchaftliche Schwäche des Staates gebotene Beſchränkung die Aufrechterhaltung der 
internationalen Poſition Polens nicht in dem Maße, wie manche Kreiſe zu glauben ſcheinen, 
beeinträchtigen wird. Denn es gibt nach der Meinung des Kriegsminiſters Kasprzycki 
eine Reihe von Umſtänden, die das militäriſche ee der 
anderen Staaten gegenüber Polen neutraliſiere. Das heißt: die 
Stärke Polens beruht auf den Gegenſätzen, die zwiſchen den anderen Mächten beſtehen. 


“ 


Mehrfach war 1 9 5 der Ausſprache im Sejm von der immer brennender werdenden 
Judenfrage die Rede. Dabei wurde von Seiten der Regierungsmitglieder jede anti⸗ 
ſemitiſche Note vermieden und die nationaldemokratiſche ethode der antiſemitiſchen 
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Demonſtrationen ziemlich ſcharf kritiſtert. Miniſterpräſident Skladkowſki drohte 
den endekiſchen Führern mit Bereza Kartuska für den Fall, daß die judenfeindlichen Aus⸗ 
ſchreitungen, deren im vergangenen Jahre allein in der Wojewodſchaft Bialyſtok 348 
gezählt wurden, fortdauern ſollten. Doch wurde auch von Regierungsſeite die Not⸗ 
wendigkeit, aus wirtſchaftlichen, ſozialen und politiſchen Gründen die Zahl der Juden in 
Polen zu vermindern, durchaus nicht beſtritten. Das jüdiſche Problem, ſagte der Außen⸗ 
miniſter, werde bedeutend normaler als durch Demonſtrationen dadurch gelöſt werden 
können, daß man den Juden geſunde Auswanderungsbedingungen 
gibt; hierbei werde ihnen die polniſche Regierung ihre wohlwollende Hilfe und Unter⸗ 
ſtützung zuteil werden laſſen. In den letzten 15 Jahren haben insgeſamt 362 000 Juden 
Polen verlaffen; die Hauptwanderungsziele find die Vereinigten Staaten mit 
166 000, Paläſtina mit 95 000 und Südamerika mit 66 000 jüdiſchen Emigranten geweſen. 
An der Ueberſättigung Polens mit Juden hat ſich durch dieſe immerhin beträchtliche Aus⸗ 
wanderung gar nichts geändert. Es wird, um zu einer fühlbaren Entjudung zu gelangen, 
notwendig ſein, nicht nur Einwanderungsgebiete für die Juden zu ſchaffen (was eine 
Zuſammenarbeit mit anderen Staaten vorausſetzt), ſondern auch geſetzliche Maf: 
nahmen zu ergreifen, die den Juden ein weiteres Verbleiben in Polen 
verleiden. In dieſer Hinſicht hat die polniſche Regierung bisher nichts unternommen. 


Irredenta? 


Das tſchecho⸗ſlowakiſche Geſetz zum Schutze der Republik vom 19. März 1923 (Nr. 50 
der Sammlung der. Gefeße und Verordnungen) kurz Schutzgeſetz genannt, verdankt feine 
Entſtehung dem Attentat auf den damaligen Finanzminiſter Dr. Raſchin. Sein Vorbild 
war das damalige reichsdeutſche Schutzgeſetz. Zum erſten Male wurde es in dem Prozeß 
gegen den Iglauer Fachlehrer Ignatz Goeth angewendet. Damals wurde auch unter 
den reichsdeutſchen Verbänden, mit welchen der Angeklagte in Verbindung ſtand, der 
Sudetendeutſche Heimatbund genannt. Aber auch das Deutſche Auslands⸗Inſtitut in 
Stuttgart befand ſich auf der Liſte der elf angeblich irredentiſtiſchen Verbände, die in 
dieſem Prozeß eine Rolle ſpielten. Es war die einzige Einrichtung, die nach einer vom 
Abgeordneten Ing. Jung im Prager Parlament eingebrachten Interpellation aus dieſer 
Lifte geſtrichen wurde. 

Seither ift das tſchechiſche Schutzgeſetz oft angewendet und — fagen wir es fo wie 
es iſt — immer öfters mißbraucht worden. Man erſparte ſich den vom Staatsanwalt 
zu erbringenden Nachweis umſtürzleriſcher Tätigkeit des oder der Angeklagten durch einen 
vom Oberſten Gericht ausgeklügelten Dreh, der in der oberſtgerichtlichen Entſcheidung 
vom 1. Juli 1933 zum Urteil des Kreisgerichtes Brünn im ſogenannten Volksſpork⸗ 
Prozeß ſeinen klaſſiſchen Niederſchlag findet. 


In dieſer oberſtgerichtlichen Entſcheidung heißt es wörtlich: 


„Wenn daher das Urteil (des 1 Brünn) auf Grund dieſer Schriften (Adolf 
Hitler, Alfred Kofenberg, Dr. Goebbels, Gottfried Feder) feftftellte, daß das Ziel der NSDAP. 
in Deutſchland die Aufrichtung eines geſchloſſenen Nationalſtaates iſt, bei der auf keinen 
Deutſchen in den an Deutſchland grenzenden Ländern, ſomit auch nicht auf die in der tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Republik wohnenden Deutſchen verzichtet werden würde, ſomit auch die Los⸗ 
reißung des tſchechoſlowakiſchen Staatsgebietes, in welchem Deutſche wohnen bezw. die Mehr: 
heit der Bevölkerung bilden, anſtrebt, fo bringt es hiermit bloß das zum Ausdruck, was fidh die 
Partei durch den Mund ihrer Theoretiker zum Programm ſetzt. Die vom Erkenntnisgerichte 
aus den erwähnten Beweisurkunden abgeleitete Schlußfolgerung, daß die Idee eines Groß⸗ 
deutſchland in dieſer Auffaſſung die terroteriale Sicherheit des tſchechoſlowakiſchen Staates 
bedroht, erweiſt ſich ſomit als eine formell richtige und einwandfreie ... Vom Geſichts⸗ 
punkte der den Schutz des Staates normierenden Strafgeſetze ift es irrelevand, ob die Ber: 
wirklichung einer beſtimmten Idee, einer beſtimmten Weltanſchauung in näherer oder fernerer 
Zukunft denkbar ift.. .. Diesbezüglich würde es nicht einmal fo ſehr darauf ankommen, daß 
gerade die gewaltſame Durchführung territorialer Aenderungen als ſolche das Ziel der NSDAP. 
iſt. Entſcheidend iſt, daß es nicht möglich wäre, derartige territoriale Ziele ohne Gewalt 
zu verwirklichen und daß ſomit alle auf Verwirklichung dieſes Programms gerichteten Beſtrebungen 
ſchon begrifflich das Merkmal der Gewaltſamkeit in fih ſchließen . 
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Auch das Streben nach dem Selbſtbeſtimmungsrechte eines Volkes, 
inſoweit dieſes infolge feiner geographiſchen Zerſtreuung in andere 
Staatsgebiete andersſtaatliche nationale Minderheiten bildet, 
kann den Lebensintereſſen beſtehender Staatsgebilde mider: 
ſtreiten. Im Hinblick auf die in der Tſchechoſlowakiſchen Republik 
wohnhafte Bevölkerung deutſcher Nationalität erweiſen ſich der: 
artige Beſtrebungen nach Selbſtbeſtimmung mit der Idee des tſche⸗ 
choſlowakiſchen Staates als eines einheitlichen, unteilbaren 
Staates, unvereinbar.“ 


Soweit die oberſtgerichtliche Anſchauung. Sie iſt klar und deutlich, wenn auch nicht 
logiſch einwandfrei und vor allem nicht mit den Beſtimmungen des Schutzgeſetzes über⸗ 
einſtimmend, in deffen § 1 es ausdrücklich heißt: „Wer mit Gewalt“ ... . das und jenes 
tut, wird beſtraft. Es ift ſelbſtverſtändlich, daß dieſes „mit Gewalt“ auch für den 8 2 
uſw. Anwendung findet. 

Erforderlich iſt alſo unter allen Umſtänden das tatſächlich gegebene Moment der 
Gewalt und nicht die Anſchauung einiger Räte eines Gerichtes und fei es auch das Oberſte 
Gericht, daß irgendeine Handlung oder irgendein Streben ſchon begrifflich das Merkmal 
der Gewalt in ſich ſchließe. Denn wer kann heute ſagen, ob nicht in zehn oder zwanzig 
Jahren das, nebenbei bemerkt, demokratiſche Selbſtbeſtimmungsrecht ohne Gewalt- 
anwendung durchführbar iſt? Oder glaubt man nicht daran, daß ſich die Tſchechen jemals 
zu einer Auffaſſung bekehren, die eine Neuregelung Europas auf durchaus friedlichem 
Wege ermöglicht? 

Aus der Anſchauung des Oberſten Gerichtes entſpringt eine Rechtſprechung, nach 
welcher ſchon die bloße Zugehörigkeit zur NSDAP., noch mehr aber jene zur SA., SS., 
HJ. unter die Beſtimmungen des § 2 des Schutzgeſetzes (Vorbereitung von Anſchlägen 
gegen die Republik) fällt. Jeder Reichsdeutſche, der bloß einer dieſer Gliederungen 
angehört, begeht nach Auffaſſung der tſchechiſchen Gerichte und Behörden bereits ein 
„Verbrechen“, das mit einer Mindeſtſtrafe von zwölf Monaten ſchweren Kerker (Zucht⸗ 
haus) geahndet wird. Ebenſo wird jeder in der Tſchechoſlowakei lebende Deutſche 
beſtraft, der mit einer dieſer Gliederungen oder mit Perſonen, die ihnen angehören, 
Fühlung unterhält. Selbſt die Zugehörigkeit zur DAG., zum BDM. und ähnlichen 
„gleichgeſchalteten“ Gliederungen wird nach 8 17 (Geheimbündelei) als Vergehen mit 
Gefängnis in der Dauer von ſechs Monaten bis zu zwei Jahren beſtraft. 

BDA, GHB., Bund heimattreuer Hultſchiner fallen unter den 8 2. Der BDA. 
ſpielte ſchon im eingangs genannten Prozeß Goeth eine Rolle und kam ſeither oftmals 
vor. Zum Beiſpiel auch im Prozeß gegen Dr Patſcheider und Genoſſen. 

Nachſtehend ſei eine bezeichnende Anklageſchrift wiedergegeben. Sie betrifft die Zuge⸗ 
hörigkeit zum Sudetendeutſchen Heimatbund. 

St 2273/36/3 
Ob 572/36 
An das TK 989/36 
Kreisgericht Br ü x 
zu Händen des Herrn Unterſuchungsrichters. 


Anklageſchrift. 
Die Staatsanwaltſchaft in Brür erhebt gegen Joſef Börner, geboren am 4. Oktober 
1893 in Brandau, dortſelbſt zuſtändig, röm.⸗kath., Gaſtwirt in Olbernhau, Hüttenreihe 24, 
derzeit in der ordentlichen Unterſuchungshaft beim Kreisgericht in Brür 


die Anklage, 


er habe ſich in den Jahren 1938 und 1936 in Deutſchland, namentlich in Olbernhau mit anderen 
zu Anſchlägen gegen die Republik im Vereine 


„Sudetendeutſcher Heimatbund“ 


vereinigt und habe hierdurch das Verbrechen der Vorbereitung von Anfchlägen gegen die 
Republik nach § 2 Abſ. 1 des Gef. Nr. 60/23 Slg. d. G. u. V. begangen und fei hierfür nach 
9 2 Abſatz 5 desfelben Geſetzes mit ſchweren Kerker von einem bis zu fünf Jahren zu beſtrafen. 

Beantragt wird die Vornahme der Hauptverhandlung vor dem nach 98 13 und 54 StPO. 
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zuſtändigen Kreisgerichte in Brür und die Verleſung der Anzeige Blz. 4—2 mit der bei: 


geſchloſſenen Zeitſchrift 
„Der Gudetendeutſche“, 
die Mitteilung Blz. 9 und die beizuſchaffenden Eignungsausweiſe. 

Beantragt wird, den Beſchuldigten gemäß 88 175, 3 2, 4, 180 StPO. in der ordentlichen 

Unterſuchungshaft zu belaſſen. 5 
Gründe. 

Der Beſchuldigte geſteht, im Jahre 1935 in den „Sudetendeutſchen Heimatbund“, Orts- 
gruppe Olbernhau, eingetreten zu fein und an einer Berjammlung dieſes Vereins teilgenommen 
zu haben. Er zahlte auch die Mitgliedsbeiträge und beteiligte ſich auch ſonſt an der Tätigkeit 
des SHB. Insbeſondere bemühte er fih darum, daß der SHB. bei ihm in feinem Gaſthauſe 
ſeine Verſammlungen und Vereinstätigkeit abhalte. Der Beſchuldigte behauptet, daß ihm die 
anſchlägeriſchen Ziele dieſer Organiſation, die gegen die Einheitlichkeit der tſchechoſlowakiſchen 
Republik gerichtet ſind, nicht bekannt waren. 

Dieſe Verteidigung des Beſchuldigten muß als reine und durchſichtige Ausrede betrachtet 
werden. Denn es iſt heute notoriſch bekannt und insbeſondere einem ſolchen Manne, wie dem 
Beſchuldigten, welcher längere Zeit ſchon im Grenzgebiete und in Deutſchland wohnt, daß die 
Tätigkeit des SHB. nicht nur irredentiſch ift, ſondern daß fein erftes 
und ſpezielles Programm darin liegt, womöglich bald die gewalt: 

ame Losreißung des von Deutſchen bewohnten Gebietes unferes 
Staates und deſſen gewaltſame Einverleibung an Deutſchland zur 
Errichtung des ſogenannten Dritten Reiches zu erzielen. 
Staatsanwaltſchaft in Brüx am 4. Juli 1936. 
Prokurator: 


< (Unterſchrift unleſerlich.) 


Der GHB. wird alfo durchaus auf eine Stufe mit der RSD P. und ihren Gliede⸗ 

mungen geſtellt. Auch fein Ziel ift das Dritte Reich. 

ine katſächliche Irredenkatätigkeit des GHB. wird nicht behauptet. Sie wäre auch 
nicht nachzuweiſen. Nach den Anſchauungen des Oberſten Gerichtes iſt dieſer Nachweis 
allerdings überflüffig. 

Dieſe Anſchauung des Oberſten Gerichtes ift auch jene aller tſchecho⸗ſlowakiſchen 
Behörden des In- und Auslandes. Vor uns liegen eine Anzahl Poſtkarten des tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Konſulats Chemnitz aus dem Jahre 1936. Sie find an Deutſche tſchecho⸗ 
ſlowakiſcher Staatszugehörigkeit gerichtet, die im Deutſchen Reiche wohnen und beſitzen 
folgenden lakoniſchen Inhalt: 

„Da wir inzwiſchen feſtgeſtellt haben, daß Sie Mitglied des SHB. ſind, können wir Ihnen 
den Paß nicht einhändigen.“ 

Dieſer Karte geht eine andere folgenden Inhalts voraus: 

„Das Konſulat erſucht Sie hiermit, Ihren Reiſepaß zur Einſichtnahme und evtl. Berich⸗ 
tigung binnen drei Tagen hieramts vorzulegen. Andernfalls wird der Reiſepaß für ungültig 
erklärt werden.“ 

Das ganze nennt man „korrekte Beziehungen“ zum Deutſchen Reich. So wird der 
Sudetendeutſche behandelt, der nichts anderes verbrochen hat, als daß er ſich einem lands⸗ 
mannſchaftlichen Verein anſchloß. Denn etwas anderes iſt der SHB. bisher nicht 
geweſen. Die tſchechiſchen Behörden und Gerichte ſtempeln ihn jedoch zum irredentiftifchen 
Verein. Einesteils, um ihrer Gehäſſigkeit gegen das Sudetendeutſchtum und auch gegen 
das Reich die Zügel ſchießen zu laffen, andernteils, um die im Reiche lebenden Sudeten⸗ 
deutſchen in den von den tſchechiſchen Konſulaten geförderten „Bund der Deutſchen 
aus der tſchechoſlowakiſchen Republik“ Sitz Buer / Weſtfalen 
hineinzutreiben. Dieſer famoſe Bund verlangt von feinen Mitgliedern keine Deutſch⸗ 
ſtämmigkeitserklärung. 

Aus dieſen Dingen wäre die logiſche Schlußfolgerung zu ziehen, daß erſtens der SHB. 
eigentlich katſächlich eine irredentiſtiſche Vereinigung werden müßte, was er bisher 
nicht war. Und zweitens, daß ſeinen Mitgliedern im Deutſchen Reiche eine rechtliche 
Stellung eingeräumt wird, die ſie den Reichsbürgern einigermaßen ähnlich ſtellt. Eine 
Rückkehr in die alte Heimat iſt ihnen nach dieſer Auffaſſung der tſchechiſchen Gerichte 
und Behörden unmöglich. Sie wäre gleichbedeutend mit zwölf Monaten Zuchthaus. 

Rudolf Jung. 
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Oſtland⸗Chronik 


Das Deutſchtum in Pommerellen 


Die Volkszählungsergebniſſe für 
Pommerellen, über die in Folge 2, 
Seite 25, berichtet wurde, liegen inzwiſchen 
vollſtändig vor. Die in dem dortigen Be⸗ 
richt noch nicht aufgeführten Ergebniſſe für 
die Kreiſe Brieſen, Karthaus, Pr.⸗Star⸗ 
gard, Zempelburg und die Stadt Gdingen 
ſollen daher hier nachgetragen werden. 
(Der Kreis Meme ift aufgelöſt worden.) 
Die Zahl der Deutſchen hat betragen: 


| 1910 | 1921 | 1926 | 1931 


24007 | 14678 | 7615| 7051 

14170 | 5037 | 4800 | 4445 

17165 | 5946 | 299 [Y 3 433 
5 495 1487 | 1269 

21 554 | 18450 | 10866 | 11952 


Insgeſamt hat es nach der polnifchen 
Volkszählung von 1931 in der Wojewod⸗ 
ſchaft Pommerellen 105 400 Deutſche 
gegeben, davon entfällt auf die Städte ein 
knappes Viertel. Die Geſamtzahl der 
Evangeliſchen hat 1931 in der Woje⸗ 
wodſchaft 90 812 betragen. Da das 
Deutſchtum (deutſche Mutterſprache) im 
Jahre 1910 in dem vom Reiche abge⸗ 
trennten Gebiet der Provinz Weſtpreußen 
424 033 Seelen gezählt hat, bedeutet das 
Ergebnis von 1931 einen Rückgang um 
genau drei Viertel des Vor⸗ 
kriegsſtandes. In den Städten des 
genannten Gebietes hat es 1910 162 690 
Deutſche gegeben, 1931 nur noch 23 448; 
das ſtädtiſche Deutſchtum ift 
alfo auf ein Giebentel feines 
Vorkriegsſtandes zuſammen⸗ 
geſchmolzen. Auf dem Lande hat ſich 
das Deutſchtum beſſer behauptet; hier iſt 
feine Zahl von 1910 mit 258 343 bis 1931 
auf 81 952 Seelen zurückgegangen; das ift 
ein Rückgang um reichlich zwei Drittel. 
Die Kreiſe mit den meiſten Deutfchen find 
Schwetz und Zempelburg. Die Stadt mit 
den meiſten Deutſchen iſt Graudenz (3 608). 
Es folgen Thorn (2450) und Dirſchau 
(2 121). Die Stadt Gdingen, die nach 
den Meldungen des Einwohnermeldeamtes 
jetzt die 100 600⸗Grenze erreicht haben foll, 
hat im Jahre 1931 nur 329 Deutſche 
gezählt! 


Grazynſki über den 15. Juli 1932 


In feiner Rede zum Wojewodſchafts⸗ 
haushalt im Schleſiſchen Teilgebietslandtag 
hat fih der Wojewode Grazynſki am 
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25. Januar in folgender Weife zum A b⸗ 
lauf des Genfer Oberſchleſien⸗ 
abfommens am 15. Juli d. J. ge 
äußert: „Ich habe die Uleberzeugung, daß 
die ganze Bevölkerung Schleſiens dieſen 
Tag, an dem die letzten Einſchränkungen 
der ſtaatlichen Souveränität wegfallen, be⸗ 
grüßen wird. Beim Erlöſchen der Genfer 
Konvention verliert die Bevölkerung nichts. 
Die Sozialrechte werden auf keinem Gebiet 
eingeſchränkt werden, und die für das All⸗ 
gemeinwohl nützlichen Geſetze, die bisher 
wegen der Vorſchriften der Genfer Kon⸗ 
vention an den Grenzen der Wojewodſchaft 
haltmachen mußten, werden von da ab ſo 
wie im ganzen Staate ihre Anwendung 
finden. Ich brauche hier nicht erſt zu unter⸗ 
ſtreichen, daß die Angelegenheit der Genfer 
Konvention in keinem Zuſammenhang ſteht 
mit der ſchleſiſchen Autonomie, die als 
Geſetzesakt einſeitig (?) vom Sejm der 
Republik gegeben wurde. Die hier woh⸗ 
nende nationale Minderheit fällt 
unter den Schutz der allgemeinen Landes⸗ 
geſetze, die jedem Bürger ohne Rückſicht (2) 
auf ſeine Nationalität und ſein Bekenntnis 
gleiche Rechte und Pflichten garantieren. 
Auf wirtſchaftlichem Gebiet hat die Genfer 
Konvention bereits ihre Bedeutung verz 
loren, da die Deviſenvorſchriften und die 
Neuregelung der Handelsbeziehungen eine 
andere Lage geſchaffen haben. Von dieſer 
Seite ſind keine Erſchütterungen zu er⸗ 
warten.“ Beſonders betonte der Woje- 
wode, daß mit dem Ablauf des Ober⸗ 
ſchleſienabkommens die Verkehrs⸗ 
karte wegfallen werde. 


Tanzvergnügen überfallen 

Am 24. Januar wurde in Königshütte 
ein Tanzvergnügen der Ortsgruppen 
Schwientochlowitz und Bismarckhütte der 
Jungdeutſchen Partei von einigen 
Polen, die in den Saal einzudringen ver⸗ 
ſuchten, geſtört. Als die Eindringlinge am 
Eingang von den Ordnern angehalten 
wurden, fingen ſie an, mit Meſſern und 
anderen Gegenſtänden um ſich zu ſchlagen. 
Bei der Schlägerei wurden vier Deut⸗ 
{he durch Meſſerſtiche in Rüden, 
Arm, Kopf und Unterleib verletzt. Nach 
dem Uleberfall ergriffen die Meſſerhelden 
die Flucht. Einer von ihnen wurde verhaftet. 


Polniſche Freundſchaft in Liberia 
In einem Buche von F. Ko peozyn⸗ 
ſki, das unter dem Titel „Liberia“ in 


einem Warſchauer Verlage erſchienen iſt, 
wird ein polniſcher Kolonialmann namens 

akarczyk erwähnt. Dieſer Mann 
hat im Jahre 1934 im Auftrage der polni⸗ 
ſchen See- und Kolonialliga mit 
der Regierung der Negerrepublik Liberia 
einen Vertrag abgeſchloſſen. In dieſem 
Vertrage hat ſich Liberia mit der Leber: 
gabe von 50 Farmen an polniſche Bürger 
bei Kakata und in der Gegend von Webbo 
einverſtanden erklärt, eine Freihafenzone 
für polniſche Waren geſchaffen, polniſchen 
Geologen Forſchungen geſtattet und polni⸗ 
ſchen Kaufleuten und Pflanzern die Meiſt⸗ 
begünſtigung gewährt. Polen hat ſchließ⸗ 
lich in Monrovia ein Konſulat eingerichtet 
und Liberia hat einen Vertreter nach War⸗ 
ſchau geſchickt. Die See⸗ und Kolonialliga 
hat dem genannten Makarczyk für ſeine 
Tätigkeit den Titel eines „polniſchen Law⸗ 
rence“ verliehen. 


Polniſche Sylveſterfeier 

In Gembitz (Provinz Poſen) wurde 
in der Sylveſternacht der deutſche Volks⸗ 
angehörige Neſt überfallen. Als er um 
Mitternacht ſeinen 15jährigen. Sohn, der 
die Glocken geläutet hatte, von der Kirche 
abholte, fand er die Kirchentür von außen 
verrammelt. Einige Polen ſuchten ihn zu- 
nächſt an der Beſeitigung des Hinderniſſes 
zu hindern. Während Neft nach der Deff- 
nung der Tür auf ſeinen Sohn wartete, 
wurde er von etwa 30 bis 40 Leuten, die 
ſich auf dem Kirchplatz verſammelt hatten, 
beſchimpft. Und als er dann mit feinem 
Sohn den Heimweg antrat, fiel die Meute 
über ihn her: „Macht es kurz mit den 
Hitlers! Nur hauen!“ Der Deutſche 
erhielt mehrere Schläge. Die Angriffe auf 
ſeinen Sohn wehrte er ab. Dann lief er, 
verfolgt von der polniſchen Bande, davon. 
Einige Zeit ſpäter wurde auf feine Woh- 
nung ein Steinbombardement eröffnet. 
Dabei wurden einige Fenſtern zertrümmert. 
Auf dieſe, nicht ungewöhnliche Weiſe wurde 
von den Gembitzer Polen Sylveſter gefeiert. 
Unter den am Uleberfall Beteiligten be⸗ 
fanden ſich nicht nur junge Burſchen, ſon⸗ 
dern auch einige ältere verheiratete Leute, 
die ſich zur ſogenannten beſſeren Geſell⸗ 
ſchaft zählen. Die Angelegenheit wurde der 
Polizei übergeben. Wenn man an ver⸗ 
ſchiedene Urteile, die in ähnlichen Fällen 
von polniſchen Gerichten gefällt worden 
ſind, denkt, muß man befürchten, daß auch 
in dieſem Falle nicht die polniſchen An⸗ 
greifer, ſondern der überfallene Deutſche 
beſtraft werden wird, weil er die Polen 
daran gehindert hat, auf gefahrloſe Weiſe 


einen 15jährigen deutſchen Jungen zu ver⸗ 
prügeln. Nach der Auffaſſung mancher 
polniſcher Kreiſe iſt das nämlich eine „Pro⸗ 
pofation“. 
Schiffahrtsſtraße Oſtſee Schwarzes Meer 
Verſchiedene polniſche (und rumäniſche) 
Zeitungen beſchäftigen ſich ſeit einiger Zeit 
mit der ſchon oft erörterten Möglichkeit 
einer Wafſerſtraßenver bindung 
zwiſchen dem Schwarzen Meer 
und der Oſtſee unter Ausnutzung von 
Weichſel, Dnjeſtr, Pruth und Donau. Die 
ae Zeitungen ſtellen fih das fo 
vor, daß diefe Kanal- und Flußwege über 
das oberſchleſiſche Induſtrie⸗ 
gebiet und durch den Adolf⸗Hitler⸗Kanal 
zur Oder fortgeführt werden ſoll. Die 
Baukoſten werden auf etwa 1 Milliarde 
Zloty geſchätzt. Die Verteidiger des Pro⸗ 
jektes nehmen an, daß der Kanal für den 
transkontinentalen Güterverkehr eine ähn⸗ 
liche Bedeutung haben werde, wie der Suez⸗ 
kanal und ſich auch ähnlich rentieren werde 
wie dieſer. Sie berechnen weiter, daß auf 
dem Kanal jährlich 5 Millionen Tonnen 
Kohle von Oberſchleſien nach Südoſt⸗ 
polen und in den Orient verſchifft werden 
würden. Sie verſprechen ſich eine weſent⸗ 
liche Steigerung der Kohlenproduktion 
durch die mit Hilfe des billigen Schiffahrts⸗ 
weges zu erſchließenden neuen Abſatzmärkte. 
Die Frachtbilanz hoffen ſie durch den 
Bezug von Erzen, Erdsl, Getreide und 
anderen füdöftlichen Waren ſeitens Deutſch⸗ 
lands und Polens ausgleichen zu können. Sie 
haben weiter ſchon ausgerechnet, wieviele 
Arbeiter am Bau des Kanals und in den 
Hilfsinduſtrien beſchäftigt ſein würden, wie⸗ 
viel an Steuern und ſonſtige Einnahmen 
dem polniſchen Staate durch die mit dem 
Bau verbundene Produktionsſteigerung zu⸗ 
fließen würde, u. a. m. Wahrſcheinlich 
würde der Bau für Polen recht vorteilhaft 
ſein. Deutſchland würde ſeine Verwirk⸗ 
lichung ſicherlich mit Intereſſe betrachten. 
Es darf aber wohl feſtgeſtellt werden, daß 
Deutſchland, wenn ſchon eine Ver⸗ 
bindung zwiſchen der Oſtſee und dem 
Schwarzen Meere hergeſtellt werden ſoll, 
wahrſcheinlich eine andere Route 
vorziehen würde, die nicht nur techniſch 
brauchbarer, ſondern für Deutſchland auch 
politiſch nützlicher wäre, als es eine in die 
öftliche- Ungewißheit Polens hineinführende 
Waſſerſtraße ſein könnte. Damit iſt der 
Dder:-Donau:fanal gemeinf, deffen 
Projekt bereits einige Jahrzehnte alt ift und 
in letzter Zeit gleichfalls wieder ein wenig 
in den Vordergrund des Intereſſes ge⸗ 
rückt iſt. 
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Bücher über den Oſten 


Zweihunderttauſend Sudetendeutſche zuviel! 
Der tſchechiſche Vernichtungskrieg gegen 
3% Millionen Deutſche und feine volkspoliti⸗ 
ſchen Auswirkungen. Von Kurt Vorbach. 
Deutſcher Volksverlag G. m. b. H., München 
1936. 384 Seiten. — Daß dieſes ſachkundige 
Buch in der Tſchecho⸗Slowakei ſofort nach 
Erſcheinen verboten worden iſt, iſt nicht ohne 
weiteres verſtändlich, da ja die darin feſt⸗ 
geſtellten Tatſachen ausſchließlich aus tſchechi⸗ 
chen Angaben und aus Quellen, die der tſche⸗ 
chiſchen Jenſur unterlegen haben, ſtammen. Es 
iſt freilich natürlich, daß ein Deutſcher etwa aus 
der Tatſache, daß hunderttauſende ſudetendeut⸗ 
ſcher Volksgenoſſen der bitterſten Not und dem 
Hunger preisgegeben ſind, einer Tatſache, die 
von tſchechiſcher Seite mit ſtolzer Befriedigung 
feſtgeſtellt wird, völlig andere Schlußfolgerungen 
zieht und völlig anders darauf reagiert als ſein 
tſchechiſcher Nachbar. Der Verfaſſer hat ſich 
auf die Darſtellung der wirtſchaftlichen Lage der 
Sudetendeutſchen beſchränkt. Auf die kulturellen 
und ſonſtigen Fragen geht er nicht ein. Er geht 
von einer Darſtellung der Wirtfhaftsftruftur 
der a Gebiete aus, von einer 
Wertung des Erbes, das dem tſchechiſchen 
Staate aus dem Zuſammenbruche des Habs⸗ 
burgerreiches zufiel. Dann behandelt er die 
nationale Weberfremdung des fudetendeutſchen 
Beſitzes, die Verdrängung des Deutſchen vom 
Arbeitsplatz uff., wobei er die Entwicklung der 
wichtigſten Induſtrien geſondert betrachtet und 
den ſozial⸗ und volkspolitiſchen Auswirkungen 
ſeine beſondere Aufmerkſamkeit zuwendet. en 
Schluß bilden Einzeldarſtellungen der ſudeten⸗ 
deutſchen Not. In dem Buch ift eine ungeheure 
Fülle von Material zuſammengetragen und 
wirkungsvoll dargeſtellt worden. Es ſollte für 
jeden volkspolitiſch intereffierten Deutſchen eine 
Selbſtverſtändlichkeit ſein, daß er ſich in dieſes 
Quellenwerk der ſudetendeutſchen Not vertieft. 
Vor allem ift dem Buch auch im Ausland, ins- 
beſondere in England, die notwendige Ver⸗ 
breitung zu wünſchen. Die lückenloſe Syſte⸗ 
matik des tſchechiſchen Vernichtungskampfes 
wird auch dem, der dem volkspolitiſchen Denken 
des Deutſchen fernſteht, die Abſicht und Not⸗ 
wendigkeit dieſes Denkens erklären. In den 
Tert ſind etwa 100 Bilder eingeſtreut. Das 
Vorwort hat der Leiter des Bundes Deutſcher 
Often, Dr. Oberländer, geſchrieben. Das 
Buch ift auf Seite 43 eingehend e 

r. K. 
Eudetendeutſchtum. Bericht und Bekenntnis. 
Herausgegeben von Gottfried Rothacker. 
Verlag Albert Langen Georg Müller, München 
1936. 65 Seiten. Preis 0,50 RM. — Der 
Verfaſſer, der ſich durch ſeinen Roman „Das 
Dorf an der Grenze“ den Ruf eines hervor- 
ragenden Schilderers deutſchen Grenzlandſchick⸗ 
ſals erworben hat, beweiſt in dieſer kleinen 
Schrift von neuem ſeine Fähigkeit, das Weſent⸗ 
liche zu ſagen. In kurzen Skizzen, Berichten, 
Bekenntniſſen und Dokumenten gibt er einen 
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Abriß des ſudetendeutſchen Schickſals, der die 
wichtigſten Tatſachen der Geſchichte und der 
gegenwärtigen Lage beleuchtet. und zugleich 
Zeugnis ablegt von dem Mut zur Selbſtbe⸗ 
hauptung, der das erwachende Deutſchtum der 
Sudetenländer erfüllt. Dr. K. 


Deutſche Oſtmark. Zehn Dichter und 100 
Bilder lobpreiſen Defterreih. Herausgegeben von 
Joſef Friedrich Perkonig. Leykam⸗ 
Verlag, Graz⸗Wien⸗Leipzig 1936. 107 Seiten 
Text und 100 ganzſeitige Bilder. Preis Ganz- 
leinen 6,— RM. Rach ſeinem begeiſternd⸗ 
ſchönen Kärnten⸗-Buch hat Perkonig ein in 
gleicher Weiſe ausgeſtattetes Text- und Bild- 
werk für ganz Oeſterreich herausgegeben. Es 
iſt nicht weniger als das Buch über Kärnten 
elungen. Zehn Dichter kommen in ihm zu 

ort. Zunächſt Perkonig ſelbſt, der über 
Oeſterreich ſchlechthin ſchreibt. Paula Grogger 
erzählt von der Steiermark, Hans von 
Hammerſtein von Oberöſterreich. Franz 
Nabel weiß über Niederöſtertreich und Karl 
Heinrich Waggerl über das Salzburger Land 
liebevoll zu berichten. Alfred Walheim 
ſchreibt über das Burgenland, Joſef Wein⸗ 
heber über Wien, Joſef Wenter über 
Tirol und Franz Michael Wil lam über das 
am wenigſten bekannte Vorarlberg. Guido 
Zernatto ſchließt den Reigen mit Worten 
über das Kärtener Land. Jeder von ihnen weiß 
ſeine Heimat ſo zu ſchildern, wie er ſie ſelber 
am ftärfften erlebt, in einer durchaus perſön⸗ 
lichen Form, die ſich um ſo leichter auf den 
Leſer überträgt, als ihn das Land, dem die Liebe 
der Dichter gilt, in hervorragenden Bildern un⸗ 
mittelbar anipridt. Die Kunſt der Reproduk⸗ 
tion iſt in dieſem Buche (wie auch in dem 
früheren Kärnten⸗Buch Perkonigs) zu einer 
feltenen Höhe entwickelt. Vor allem iſt es an 
den Bildern immer wieder eines, was erfreut 
und feſſelt: daß ſie nichts zeigen, was ſchon in 
weiteren Kreiſen bekannt iſt, daß ſie neu in der 
Auswahl des Gegenſtandes und künſtleriſch, aber 
ungekünſtelt, in der Art der Erfaſſung ſind, ſo 
daß man ihnen, begleitet von den Worten der 
Dichter, gleichſam immer neue Entdeckungsreiſen 
durch Oeſterreich macht. Was ſchon ſeiner Zeit 
bei der Beſprechung des Kärnten Buches geſagt 
worden iſt, ſei hier noch einmal wiederholt: Es 
wäre zu wünſchen, daß auch die Landſchaften 
des nördlichen deutſchen Oſtens in Bild 
und Text ebenſo ausgezeichnete und ausge 
glichene Bildwerke erhielten. Was die geſamt⸗ 
deutſche Haltung des Buches und feiner Mit- 
arbeiter anlangt Su diefe überhaupt als 
Frage auftauchen könnte), fo beſagt der T 
„Deutſche Oſtmark“ alles. Dr. 


Des Satans Töpfe. Anekdoten aus ſchle⸗ 
ſiſcher Geſchichte. Von Ernſt Boehlich. 


itel 
K. 


Wilh. Gottl. Korn Verlag, Breslau 1936, 
179 Seiten. — Die ſonderbaren Be- 
gebenheiten aus Schleſien, die hier erzählt 


werden, ſind dem wirklichen Leben oder vielmehr 


alten Akten entnommen, in denen fie fo nieder- 
gelegt worden find, wie fie feiner Zeit im 17., 
18. oder 19. Jahrhundert den Gerichten und 
Behörden zur Kenntnis gelangten. Der Ber: 
faſſer hat ſich eng an die alten Quellen gehalten 
und ſie nur dort, wo dieſe verſagten (was im 
allgemeinen nur in Nebenſächlichkeiten der Fall 
war), ſo ſparſam wie möglich ergänzt. Er hat 
ſie in eine gefällige, fließende Koch gebracht. 
Die merkwürdigen Rechtsauffaſſungen und 
Rechtsſitten, die in früheren Jahrhunderten 
herrſchten, der Hexenwahn und Teufelsſpuk, die 
damals die Menſchen narrten, werden in den 
Geſchichten lebendig. So abwegig auch die 
Schickſale und ſo ſonderlich auch die Charaktere 
ſind, die in ihnen dargeſtellt werden, es liegt 
über dem Ganzen doch ein feiner Humor, der 
mit den an ſich wenig erfreulichen Einblicken in 
die Schattenſeiten der Kulturgeſchichte ver⸗ 
ſöhnt. Dr. K. 


E. Baensch jun. (l. g., Magdeburg 


Kleine Reifen zu großen Zielen. Von 
Auguft Scholtis. Verlag „Der Ober: 
ſchleſier“, Oppeln 1937. 64 Seiten. Preis ge- 
bunden 1,20 RM. — Karl Sczodrok hat zu 
dieſem ſchmucken Bändchen ſeines früheren 
Bolatitzer Schülers das Vorwort geſchrieben. 
Es enthält Reiſeſkizzen, die die plaſtiſche und 
eigenwillige Darſtellungskunſt des aus dem zwei⸗ 
ſprachigen Hultſchiner Ländchen ſtammenden 
Dichters verraten. Die Reiſen haben ihn nach 
Berlin und Königsberg, auf die Schlachtfelder 
Frankreichs und nach Prag, nach Teſchen und 
Mähriſch⸗Oſtrau, nach Sagan und zu Hermann 
Stehr und ſchließlich in das unvergeßliche Land 
an der Oppa geführt. Scholtis hat eine eigene Art, 
die Städte und Landſchaften zu ſehen, in ihrem 
Anblick geſchichtliche und politiſche Dinge Ile- 
bendig werden zu laſſen und ihr Weſen und 
ihre Zukunft u deuten, eine beſondere Art, die 
die kleinen Stbizen leſenswert macht. Dr. K. 
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Städt. Sparkasse Tilsit gg KoKS 


— — OSTPREUSSEN 7 


din ek ok 8 fur Zentral- und Etagen-Hefzungen 
liefert in guter Qualität und in jeder Stückgröße 


m...... Städtisches Gaswerk, Tiisit 


Das genossenschafftl. Landwaren-Institut für die Kreise Tilsit-Ragnit u. Niederung 


| * Backe mit Hefe = | aworan Koche mit Hefe + 


Q. H. T. HEFE 


Ostdeutsche Hefewerke, Abt. der Norddeutschen Hefe- Industrie 


Kornhausgenossenschaft e. G. m. b. H. zu Tilsit | 


Zweigstellen in Gr. Brittanien, Kaukehmen, Naujeningken, Raufenberg, Szillen 


Tilsit Fernrut 3444 
29944 
Walter Bergau « Tilsit i Ragniter Maschinenfabr. u. Eisengießerel 
Sommerstr. 43. Fernruf 3427 Inh. Rudolt:Sehrosder 
Unternehmung für: Herstellung und Reparatur 
Eisenbahn-, Wasser- und Straßenbau landwirtschaftlicher Maschinen 
Beton-, Eisenbetonbauten und und Industriemaschinen 
Kanalisation Eisenkonstruktionen 


OT WESTPREUSSEN D 


Elektrische Beleuchtungs- u. Kraftanlagen M Ik A E R 
Zentralheizungen OlKerei-Lrzeugnisse 
Be- u. Entwässerungs-Anlagen in erstklassiger Qualität 
Dipl.-Ing. Kurt Netke liefert 


Fernruf 2123 Elbing Herrenstr. 38 Molkerei-Genossenschaft, Marienburg 


— SACHSEN ——— 


5 JE. E. Bernhardt 
Reiner dari l Bautzen i. Sa. 7 
Hungern und Tieren! l Klein- und Standard- 
a Bu Chdruckerei]] Schreibmaschinen 


Spendet für das Buchbinderei e 
z B Gerhard Schwarzer 
Winterhilfswerk Linieranstalt Löbau Sa. Tel. 2036 


Johs. Heitmann pipler -abraite, Skripturen, Akten 


[en on a nn ra nn 
Lübeck, Fischergrube 72. Ruf 26445 unter der sicheren Gewähr des Einstampfens 


SCHLESIEN IT 
Sontesions können sympathische Damen u. Herren 


durch angenehme Werbung nach Adressen 
für nationales Schrifttum 


dauernd tätig sein. Gehalt, Spesenzuschuß u. Provis. Bew. m. poliz Führungszeugnis an 


REINHOLD KASPER, BRESLAUS 


Beuthen 
GRÖSSTE AUSWAHL IN 


Sin Weinbach. mans 


Kleider 
BEUTHEN 94 - Gleiwitzer Str.4 Kostüme 
y Blusen 
Kurz-, Weiß-, Wollwaren, Herren- Kindermäntel 


artikel, Gardinen, Damenkonfekfion |Arnold Langer Nacht., Beuthen 0./S., Glelwitzerstr. 26 
Slowig & Hutftny 


Ene Pau e rem Oberſchl. Möbelhaus 


Artikel, Strumpſwaren, Baby-Ausstattung 
Si Bine 5 Beuthen 9/5. Bahnhofftr. 5, Hof links 


Tiller & Stoschek Franz Palaschinsky 
-F š = 

ee rraigeschart für seiden I Radio und Fahrräder 

Woll- und Baumwollwaren Beuthen ©O./S., Ring 48 


Bierhaus Werdet 


Kukofka 


Mitglie 
ATH der glied Seidenstoffe - Wollstoffe, Leinen, Wäsche, 
illims y z Baumwollwaren, Gardinen, Teppiche, Ausstattungen 
Helft den Reiche Auswahl! Bekannt niedrige Preisel 
Glei 2 i Beuthen O.-S., Gleiwitzer Straße 24. Ruf Nr. 201 
witzer Strafe 23 3 Zahlungserleichterung durch die Beuthener Waren ed. l 


Fernsprecher 2820 Volksgenossen 


Laender ehh meer , Skrzypezyk Wäsch eHaus 


Werbt für Ostland Fachgeschäft für moderne J. Teichmann 


Herren- u. Knabenbekleidung 
Schuh Nowak Beuthen i. O./S. 


Ring 21 / Tel. 5004 Kaiser-Franz-Josef-Platz 
Hans Schlenga | Konzerthaus- Gaststätte 
und Salamander 
Beuthen O/S. 


vorm. Gebr. Markus 


a „ Ring 2 Hermann Bernard 
Beuthen O./S. Ring 23 „then O./S. Tel. 2247 
Kurz-, Weiß-, Wollwaren 


Damenbekleidung Putz |Verkehrslokal d. B. O. O. 


Oswald August Bücher u. Noten . Sottschling 


Bunzlau, Zollstraße 15 
Kurz-, W. iB- u. Wollwaren | MPuns Buch- u. Musikallenhandlung || Bunzlau, Bahnhofstr. 1 
Schnittwaren — Trikotagen A Neudecker, Inh. Willi Konzok Leinen » Wäsche . Bolten 
Herrenartikel Bunzlau, Markt 28 (Ecke Bahnhafetr.). Tel. 1298 


